
Hierbei soll es auch weiterhin bleiben. In den west­
lichen Besatzungszonen sind Strafbefehle nur bis zur 
Höhe von 3 Monaten Freiheitsstrafe zulässig. Doch 
dürfte es den Bedürfnissen der jetzigen Zeit ent­
sprechen, die Strafgrenze zu erhöhen.

III.
Genaue Auskunft darüber, wie die Strafprozeßord­

nung in Zukunft in der sowjetischen Besatzungszone 
anzuwenden ist, wird der neue Text der Strafprozeß­
ordnung geben, der demnächst durch. die Deutsche 
Justizverwaltung veröffentlicht wird. Aus den von 
Nathan oben S. 213 zur Zivilprozeßordnung dargelegten 
Gründen ist kaum daran zu zweifeln, daß die Gerichte 
der sowjetischen Besatzungszone diese im Einverständ­
nis mit den Vertretern der Länder der sowjetischen 
Besatzungszone veröffentlichte Fassung der Straf­
prozeßordnung ihrer Rechtsprechung zugrunde legen 
werden. Damit aber wird ein wesentlicher Schritt auf 
dem Wege zur Vereinheitlichung des Rechts innerhalb 
der sowjetischen Besatzungszone getan worden sein.

Aus der Praxis der Hausratsverordnung
Von Amtsgerichtsrat Or. Bademacher,

Borna hei Leipzig
Das Rechtsgebiet der 6. Durchführungsverordnung 

zum Ehegesetz vom 6. Juli 1938 — nämlich der „Ver­
ordnung über die Behandlung der Ehewohnung und 
des Hausrates nach der Scheidung“ vom 21.10.1944 
(Hausratsverordnung) — ist wegen der nach wie vor 
außerordentlich hohen Zahl der Ehescheidungen, der 
fortbestehenden Mangellage und der Unmöglichkeit 
der Ersatzbeschaffung für Wohnung und Hausrat, so­
wie wegen der Art der hier dem Richter übertrage­
nen Befugnisse in der neueren Rechtsprechung zu be­
sonderer Bedeutung gelangt. Die Häufigkeit der An­
wendung der Verordnung, sowie die Wichtigkeit der 
getroffenen Entscheidungen für die Beteiligten ist je­
doch bisher in der Literatur wenig in Erscheinung ge­
treten. Die bestehenden Schwierigkeiten liegen mehr 
auf sachlichem, sozialem und allgemein menschlichem 
als auf rein rechtlichem Gebiet. Immerhin haben sich 
auch hier aus der Praxis eine Reihe von rechtlichen 
Fragen ergeben, die der Erörterung und Klärung be­
dürfen.

I.
Das Ehegesetz Nr. 16 des Kontrollrats vom 20. 2.1946 

bestimmt in § 79, daß alle Bestimmungen der zur 
Durchführung des alten Ehegesetzes ergangenen Ge­
setze usf. sowie diejenigen Bestimmungen sonstiger 
Gesetze, die mit dem neuen Gesetze unvereinbar sind, 
aufgehoben werden. Es war deshalb zweifelhaft ge­
worden, ob die Hausratsverordnung noch in Kraft ist. 
Das Kammergericht hat schon in seiner Entscheidung 
vom 15.5.19461), darauf hingewiesen, daß die Aufhe­
bung der als unentbehrlich bezeichneten Hausrats­
verordnung zweifellos nicht in der Absicht des Kon­
trollrats gelegen habe. Heute dürfte es so gut wie un­
bestritten sein, daß die Verordnung noch gilt, zumal 
nach allgemeiner Auffassung nationalsozialistisches 
Gedankengut in ihr nicht enthalten ist, wobei aller­
dings bezüglich des § 14 der Verordnung auf die fol­
genden Ausführungen zu VI, 6 verwiesen sei.

Es ist gelegentlich streitig geworden, ob die Verord­
nung auch Anwendung findet, wenn die Ehe bereits 
vor ihrem Inkrafttreten geschieden war, also vor dem 
1.11.1944 (§ 27 der VO). Die Frage ist unbedenklich 
zu bejahen. Die Verordnung enthält keine Vorschrift, 
aus der etwas Gegenteiliges zu schließen wäre. Sie 
will vielmehr alle Fragen regeln, die sich aus einer 
Scheidung ergeben, unabhängig davon, wann diese 
Scheidung stattgefunden hat. Zudem läßt § 24 der VO 
eindeutig erkennen, daß die Verordnung selbst ihre 
Anwendung auch auf solche Fälle, bei denen die 
Scheidung vor ihrem Inkrafttreten liegt, als möglich 
voraussetzt.

II.
Die Verordnung sieht grundsätzlich eine F r i s t  zur 

Stellung des Antrages auf Verteilung des Hausrats 
nicht vor. Lediglich hinsichtlich der Ehewohnung ist 
eine Sonderregelung zum Schutze Dritter im § 12 für 
den Fall vorgesehen, daß der Antrag später als ein 
Jahr nach Rechtskraft der Scheidung gestellt wird.
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Im übrigen kann also der Antrag noch nach Jahren 
gestellt werden. Dies führt in der Praxis zu dem un­
erwünschten Ergebnis, daß in den sehr zahlreichen 
Fällen, in denen weder ein richterliches Verfahren 
durchgeführt noch eine ausdrückliche Vereinbarung 
getroffen ist, keiner der Ehegatten gesichert mit der 
Fortdauer des tatsächlichen Zustandes rechnen kann, 
wie er sich nach der Trennung herausgebildet hatte. 
Es ist nicht nur häufig der Fall, sondern es bildet — 
zumal in bescheideneren wirtschaftlichen Verhält­
nissen — fast die Regel, daß sich hinsichtlich des Haus­
rates nach der tatsächlichen Trennung der Ehegatten 
ohne abschließende Vereinbarung und ohne Richter­
spruch ein bestimmter Zustand ergeben hat. Auf der 
Grundlage des so entstandenen tatsächlichen Zustan­
des, der auch nach der Scheidung der Ehe bestehen 
blieb, haben sich beide früheren Ehegatten ihr täg­
liches Leben neu auf gebaut, wie das ja für die Betei­
ligten nach jeder Scheidung erforderlich ist, haben 
ihre Wohnungsverhältnisse entsprechend geordnet, 
sind vielleicht eine neue Ehe eingegangen, haben 
wieder Kinder bekommen usf. Plötzlich — nach 1, 2, 
ja in der Praxis in einzelnen Fällen nach 4 oder 5 Jah­
ren — fehlt es dem einen Teil an Hausrat; er besinnt 
sich darauf, daß eine Teilung ja noch nicht richtig 
stattgefunden hat und stellt nun entsprechende An­
träge. Die Hausratsverordnung selbst läßt an sich der­
artige späte Anträge zu, da sie eine Frist für sie nicht 
kennt. Es liegt aber im Wesen eines solchen An­
spruchs auf Teilung und Herausgabe des Hausrates, 
daß er wenigstens in einem gewissen zeitlichen Zu­
sammenhang mit der Scheidung der Ehe stehen muß, 
soll ein dauernder, für die Beteiligten kaum trag­
barer Zustand der Ungewißheit vermieden werden. 
Der Richter wird daher in Fällen dieser Art beson­
ders eingehend zu prüfen haben, ob unter den ge­
gebenen Umständen die Geltendmachung des An­
spruchs sich noch mit den Grundsätzen von Treu und 
Glauben vereinbaren läßt und ob nicht in der wider­
spruchslosen Duldung des seit der Scheidung der 
Ehe bestehenden tatsächlichen Zustandes nach diesen 
Grundsätzen ein stillschweigender Verzicht auf die 
Erhebung des Teilungsanspruchs liegt, der zum Ver­
lust des Anspruchs führt. Zwar verlangt die Rechts­
sprechung des Reichsgerichts für diese, an sich stän­
dig weiter ausgebaute Lehre der „Verwirkung“, daß 
neben dem Zeitablauf besondere Umstände vorliegen 
müssen, die auf den Verzicht schließen lassen. Diese 
Umstände können aber gerade auf dem hier behan­
delten Gebiet sehr wohl schon in der besonderen 
Rechtsnatur des Anspruchs und in der Tatsache er­
blickt werden, daß eben die Scheidung der Ehe für 
beide Beteiligte eine neue Lebenslage schafft, und daß 
jeder der früheren Ehegatten — auch im Verhältnis 
zu dem anderen Ehegatten — einen begründeten An­
spruch auf eine gewisse Stetigkeit der neu entstan­
denen Verhältnisse und auf den endgültigen Abschluß 
aller mit der Trennung und Scheidung zusammen­
hängenden Fragen hat.

Auch der Zeitablauf seit der Scheidung kann dem­
nach einer der „Umstände“ sein, die nach § 2 der VO 
der Richter bei seiner Entscheidung zu berücksichtigen 
hat. Nach 2, 3 oder mehr Jahren des Stillschweigens 
gestellte Anträge, werden also nur ausnahmsweise von 
Erfolg sein können, falls nicht die Voraussetzungen 
der wesentlichen Änderung der tatsächlichen Um­
stände und der unbilligen Härte vorliegen, die zu Zif­
fer III behandelt sind.

III.
Die Möglichkeit, auch längere Zeit nach der Schei­

dung noch den Antrag auf Teilung des Hausrates usw. 
zu stellen, hat die weitere Folge, daß zwischen dem 
tatsächlichen Zustand, der bei der Scheidung bestand, 
und dem Zustand, der zur Zeit des Richterspruchs vor­
liegt, erhebliche Unterschiede bestehen können. Da 
der Richter nach § 2 der VO bei seiner Entscheidung 
alle Umstände des Einzelfalles zu berücksichtigen hat, 
entsteht in solchen Fällen die Frage, ob die Um­
stände maßgebend sind, die zur Zeit der Scheidung 
gegeben waren oder diejenigen, die zur Zeit des Rich­
terspruchs vorliegen. Es wird hier zu unterscheiden 
sein, ob die eingetretene Änderung der tatsächlichen 
Verhältnisse die allgemeinen persönlichen Lebensum­
stände der Beteiligten oder ob sie den Zustand der 
Gegenstände des Hausrates selbst betrifft.
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